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Die Gewerkscha  der Polizei (GdP) ist die mit Abstand größte Interessenvertretung der Polizei-
beschä igten in Hessen. Sie engagiert sich für ihre landesweit rund 14.000 Mitglieder, für die 
Zukun sfähigkeit der gesamten Polizei sowie auf dem Gebiet der Gesellscha spoli k. 
Bei Rückfragen an die GdP steht Ihnen der Landesvorsitzende Jens Mohrherr zur Verfügung: 
E-Mail: jens.mohrherr@gdp.de;  Mobil: 0151 / 29218934 

 

GdP-Pressemitteilung 
Wiesbaden, 19-Oct-23 

GdP – Forderung erfüllt: Waffenverbotszone (WVZ) in 
Frankfurt am Main längst überfällig! 

OB Josef macht Ernst – Verfügung führt WBZ in Frankfurt ein!  

Das Frankfurter Bahnhofsviertel kommt nicht zur Ruhe. Deutschlandweit wurde medial über die derzei gen 
katastrophalen Missstände berichtet. Im zurückliegenden OB – Wahlkampf und im Landtagswahlkampf wur-
den die bedrückenden Zustände im Bahnhofsviertel ebenfalls immer wieder Thema.  Die Waffenverbots-
zone musste laut OB Josef durch eine Verfügung erlassen werden, weil nur Teile der Koali on aus Grünen, 
SPD, FDP und Volt der Forderung zus mmen.  

„Als einzige Gewerkscha  für die Polizeibeschä igten, die 24 / 7 im 
Bahnhofsviertel für öffentliche Sicherheit sorgen und mit den unsägli-
chen Zuständen konfron ert sind, ha e sich die GdP öffentlich bereits 
vor zwei Jahren hinter die Vorschläge des Frankfurter Polizeipräsidenten 
und damit der Frankfurter Polizei gestellt: Eine Waffenverbotszone 
muss in Frankfurt / M. eingerichtet werden. Mit klaren Belegen: Das 
Stra atenau ommen im Bahnhofsgebiet spricht eine deutliche Spra-
che. Die Anzahl der Stra aten, die mit Waffen begangen werden, stei-
gen. Das war und ist allen beteiligten Akteuren in der Stadtregierung 
bekannt!“, sagte heute in Wiesbaden dazu der hessische GdP – Chef 
Jens Mohrherr   

„Die Einrichtung einer Waffenverbotszone ist essenzi-
ell für ein sicheres Kiez.“ 
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Sicherheit im einst prosperierenden Bahnhofsviertel gibt es nicht zum Nulltarif. Dies muss die Stadtregierung 
einsehen und mit klaren Entscheidungen unterlegen. Das Not und das Elend vieler Schwerstabhängigen im 
Bahnhofsviertel ist ein einprägendes Bild, das Besucher in Frankfurt als ersten Eindruck gewinnen, wenn sie 
aus dem Hauptbahnhof kommen. „Das ist keine Werbung für die Mainmetropole und macht zudem vielen 
Menschen Angst, nicht nur denjenigen, die im Kiez wohnen“, so GdP-Chef Mohrherr. Der enorm ges egene 
poli sche und öffentliche Druck, war wohl ausschlaggebend für die Entscheidung.  

Das sich die Stadtregierung nicht mehrheitlich für eine Einführung einer WBZ durchringen konnte, spricht für 
sich! Teile der Frankfurter Stadtregierung sehen offensichtlich in der Einrichtung der Waffenverbotszone ei-
nen Freibrief für die Polizei, „Racial – Profiling“ ungehindert zu betreiben. „Das ist völliger Unsinn und ent-
spricht nicht der Realität, zeigt aber die Meinung und Einstellung gegenüber meinen Kolleginnen und Kollegen 
der hess. Polizei,“ so die GdP heute mit Blick auf die Pressekonferenz.“  

Das der am erende OB Josef nunmehr handelt und eine entsprechende Verfügung erlässt, ist das eine. Das 
andere ist die Tatsache, dass die Stadtregierung in dieser Konstella on nicht vollumfänglich die poli schen 
Schwerpunkte erkennt, die für ein sicheres Frankfurt notwendig sind!  

 


